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Bundesreoublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. April 1954 

6 — 55110 — 443/54 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Deutsche Genossenschafts- 
kasse in der Fassung vom 3. Februar 1951 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 121. Sitzung am 9. April 1954 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetz es nach der Anlage 2 
Stellung genommen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Deutsche Genossenschaftskasse 
in der Fassung vom 3. Februar 1951 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel I 

Änderungen des Gesetzes über die Deutsche 
Genossenschaftskasse 

Das Gesetz über die Deutsche Genossen- 
schaftskasse in der Fassung vom 3. Februar 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 131) wird wie folgt 
geändert und ergänzt; 

1. § 3 erhält die folgende Fasung; 
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Geschäftskreis 

Im Rahmen der in § 2 Abs. 1 festgeleg- 
ten Begrenzungen darf die Genossenschafts- 
kasse folgende Geschäfte betreiben; 

1. verzinsliche Darlehen gewähren 

a) an genossenschaftliche Zentralkassen 
und sonstige genossenschaftliche oder 
genossenschaftsfördernde V ereinigun- 
gen, 

b) an Einzelgenossenschaften, deren Ar- 
beitsgebiet über das Gebiet einer Zen- 
tralkasse hinausgeht; an andere Ein- 
zelgenossenschaften nur nach Anhö- 
rung der zuständigen Zentralkasse 
mit Genehmigung des Verwaltungs- 
rats, 

c) an sonstige Unternehmen, deren Ge- 
schäftsbetrieb auf die in § 2 Abs. 1 
genannten Aufgaben gerichtet ist. 
Welche Unternehmen diese Voraus- 
setzungen erfüllen, stellt der Verwal- 
tungsrat mit Zweidrittelmehrheit der 
Mitglieder fest. Der Beschluß bedarf 


der Zustimmung des Kommissars 

(S 11); 

2. Einlagen im Depositen- und Scheckver- 
kehr sowie von Betriebsangehörigen und 
deren Familienangehörigen Spareinlagen 
annehmen; 

3. Darlehen aufnehmen; 

4. Wechsel akzeptieren und verkaufen; 

5. Kassenbestände im Wechsel-, Lombard- 
und Wertpapiergeschäft nutzbar machen; 

6. für Rechnung der in Nr. 1 genannten 
Unternehmen und derjenigen Personen, 
von denen sie Einlagen oder Darlehen 
erhalten hat, Wertpapiere kaufen und 
verkaufen sowie deren offene oder ge- 
schlossene Depots verwalten und son- 
stige bankgeschäftliche Dienstleistungen 
für sie vornehmen; 

7. sich an Unternehmen, deren Geschäfts- 
betrieb auf die in § 2 Abs. 1 genannten 
Aufgaben gerichtet ist, beteiligen; zur 
Beteiligung an nichtgenossenschaftlichen 
Unternehmen dieser Art bedarf sie der 
Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen, des Bundesministers für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten 
und des Bundesministers für Wirtschaft.“ 


2. § 5 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. Hinter § 5 wird der folgende § 5a einge- 
fügt; 

4 5 a 

Steuerbefreiung 

Die Genossenschaftskasse ist bis zum 
31. Dezember 1958 von der Körperschaft- 
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Steuer, der Abgabe „Notopfer Berlin", der 
Gewerbesteuer und der Vermögensteuer 
befreit.". 

4. Hinter § 17 wird der folgende § 17 a ein- 
gefügt: 

>,§ 17 a 

Anlegung von Geldern und Hinterlegung 
von Wertpapieren 

Vorschriften in Gesetzen oder Rechts- 
verordnungen, die die Anlegung von Gel- 
dern oder die Hinterlegung von Wertpa- 
pieren bei der Deutschen Zentralgenossen- 
schaftskasse betreffen, gelten auch für die 
Genossenschaftskasse.". 

Artikel II 
Geltungsbereich 

Artikel I Nr. 2 und 3 sind erstmals anzu- 
wenden 

bei der Körperschaftsteuer für den Ver- 
anlagungszeitraum 1953, 
bei der Abgabe „Notopfer Berlin" für den 
Veranlagungszeitraum 1952, 
bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
ertrag und dem Gewerbekapital für den Er- 
hebungszeitraum 1952, 

bei der Lohnsummensteuer für die Lohnsumme 
des Monats Januar 1952, 

bei der Vermögensteuer für das Kalenderjahr 
1953. 

Artikel III 
Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 


Bundesrates die Steuerbefreiung der Genossen- 
schaftskasse nach Artikel I Nr. 3 über den 
31. Dezember 1958 hinaus bis zu dem Zeit- 
punkt zu verlängern, in dem die entsprechen- 
den Steuerbefreiungen erlöschen, die der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank durch § 14 
des Gesetzes über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank in der Fassung vom 14. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1330) ge- 
währt worden sind. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über 
die Deutsche Genossenschaftskasse in der nach 
diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel IV 
Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

A r t i ke 1 V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Im allgemeinen 

Die Deutsche Genossenschaftskasse (DGK) 
wurde durch das Gesetz der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 11. Mai 
1949 (WiGBl. S. 75) als Zentralbank zur 
Förderung des Genossenschaftswesens, insbe- 
sondere des genossenschaftlichen Personal- 
kredits errichtet. Sie sollte als Spitzenkredit- 
institut der Genossenschaften und der ge- 
nossenschaftlichen Zentralkassen im Bundes- 
gebiet die Aufgaben und Funktionen der 
Deutschen Zentralgenossenschaftskasse über- 
nehmen. Der auf Verlangen der Militärregie- 
rungen zunächst auf die Kreditgewährung zur 
Förderung des ländlichen Genossenschafts- 
wesens beschränkte Geschäftskreis des neuen 
Instituts wurde durch das Erste Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die DGK vom 
19. Dezember 1951 (BGBl. I S. 808) auf die 
Förderung des gewerblichen Genossenschafts- 
wesens ausgedehnt. 

Der vorliegende Entwurf eines Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über die 
DGK ergänzt den Geschäftskreis der DGK im 
Passivgeschäft, um ihn an den Geschäftskreis 
ihrer Funktionsvorgängerin im Reich, der 
Deutschen Zentralgenossenschaftskasse, anzu- 
gleichen. Diese hatte ebenso wie ihre Vor- 
gängerin, die Preußische Zentralgenossen- 
schaftskasse, das Recht zur Annahme von 
Einlagen im Depositen- und Scheckverkehr 
sowie von Spareinlagen von jedermann (vgl. 
Preußisches Gesetz betreffend die Errichtung 
einer Centralanstalt zur Förderung des ge- 
nossenschaftlichen Personalkredits vom 
31. Juli 1895 — GS. S. 310 — § 2 Abs. 1 
Nrn. 3 und 5, zuletzt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. März 1924 — GS. 
S. 175 — sowie Verordnung des Reichspräsi- 
denten über die Deutsche Zentralgenossen- 
schaftskasse und das genossenschaftliche Re- 
visionswesen vom 21. Oktober 1932 — 

RGBl I S. 503 — § 2 Abs. 2 Nrn. 1 und 2). 
Der Entwurf dehnt deshalb das Recht der 
DGK zur Annahme von Einlagen im Depo- 
siten- und Scheckverkehr, das bisher auf Ein- 
lagen von genossenschaftlichen Zentralkassen 
und Vereinigungen sowie von Einzelgenossen- 
schaften beschränkt war, auf nichtgenossen- 
sdiaftliche Kunden aus und gestattet der DGK 
außerdem, Spareinlagen von Betriebsange- 
hörigen und deren Familienangehörigen anzu- 
nehmen (Art. I Nr. 1 zu § 3 Nr. 2 des 
Entwurfs). 


Nach dem Auslaufen der im Zuge der 
Marshallplanhilfe für Investitionszwecke zur 
Verfügung gestellten ERP-Mittel ist die DGK 
zur Refinanzierung ihres Kreditgeschäfts — 
ebenso wie die alte Deutsche Zentralgenossen r 
schaftskasse — auf Einlagen angewiesen. Diese 
können ihr von den Genossenschaften, die 
ihrerseits ein großes zusätzliches Kreditbedürf- 
nis haben, und von den genossenschaftlichen 
Zentralkassen in ausreichendem Umfang nicht 
zugeführt werden. Angesichts der veränder- 
lichen Lage des Geldmarkts kann aber die 
DGK zum Zwecke der Refinanzierung nicht 
lediglich auf die Geldbeschaffung am Geld- 
markt verwiesen werden. Es ist deshalb er- 
forderlich, der DGK das Recht zu geben, Ein- 
lagen auch von nichtgenossenschaftlichen Kun- 
den anzunehmen. 

Die vorgesehene Erweiterung des Passiv- 
geschäfts ist unbedenklich, weil die starke Ein- 
engung und Beschränkung des Kreditgeschäfts 
der DGK auf die Finanzierung des genossen- 
schaftlichen Kreditbedarfs unberührt bleibt. 
Im übrigen ist auch nicht damit zu rechnen, 
daß das Einlagengeschäft nach der vorgesehe- 
nen Erweiterung einen solchen Umfang an- 
nehmen wird, daß die Wettbewerbslage gegen- 
über den Geschäftsbanken verschoben wird. 
Die Einlagen hatten bei der Deutschen 
Zentralgenossenschaftskasse im Jahr 1939 
30 Mio RM nicht überschritten. 

Die steuerliche Behandlung der DGK (vgl. 
Art. I Nr. 3 des Entwurfs) soll der steuer- 
lichen Behandlung der Landwirtschaftlichen 
Rentenbank angeglichen werden. Aufgabe der 
Landwirtschaftlichen Rentenbank ist die Fi- 
nanzierung der Landwirtschaft über landwirt- 
schaftliche Kreditinstitute und auch die Finan- 
zierung der mit der Landwirtschaft im Zu- 
sammenhang stehenden Unternehmen. Auf- 
gabe der DGK ist es, das Genossenschafts- 
wesen, und zwar sowohl die gewerblichen als 
auch die landwirtschaftlichen Genossenschaften 
und ihre Zentralkassen, zu fördern. Das 
Kapital der Landwirtschaftlichen Rentenbank 
wird aus den Rentenbankgrundschuldzinsen 
gebildet und durch eine Hauptrücklage ver- 
stärkt, der die Reingewinne so lange zuzu- 
führen sind, bis Grundkapital und Haupt- 
rücklage zusammen den Betrag von 200 Mio 
DM erreicht haben. Die DGK verfügt über 
ein eingezahltes Grundkapital von 6 Mio DM 
sowie über eine Sonderrücklage, die aus Zu- 
weisungen von Rentenbankgrundschuldzinsen 
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durch die Landwirtschaftliche Rentenbank bis 
zum Betrag von 64 Mio DM gebildet wird. 
Beide Institute sind bisher steuerlich nicht 
gleich behandelt. Die Landwirtschaftliche 
Rentenbank ist solange, bis Kapital und 
Hauptrücklage 200 Mio DM erreichen, min- 
destens aber bis zum Jahre 1958, von den 
wichtigsten Steuern befreit (vgl. § 2 Abs. 2 
und § 14 des Gesetzes über die Landwirtschaft- 
liche Rentenbank in der Fassung vom 14. Sep- 
tember 1953 — BGBl. I S. 1330 — ). Bei der 
DGK besteht dagegen zur Zeit nur eine be- 
schränkte, von der Höhe der Sonderrücklage 
abhängige Befreiung von den Steuern vom 
Ertrag und vom Vermögen. Diese Sonder- 
rücklage gehört bis zum 31. Dezember 1958 
nicht zum Betriebsvermögen; bis zu diesem 
Zeitpunkt sind bei der Ermittlung des Ein- 
kommens und des Gewerbeertrags 4 v. H. 
der Sonderrücklage als angenommener Nor- 
malertrag dieser Rücklage abzusetzen (vgl. 
§ 5 Abs. 2 des Gesetzes über die DGK). 
Eine einheitliche steuerliche Behandlung der 
beiden Institute ist nicht nur wegen der oben 
dargestellten weitgehenden Übereinstimmung 
in der finanziellen Struktur gerechtfertigt — 
ihr Eigenkapital ist zu mehr als 90 v.H. aus 
Rentenbankgrundschuldzinsen gebildet — , 
sondern auch im Hinblick auf die beider- 
seitigen volkswirtschaftlichen Funktionen. In 
der Begründung zum Entwurf des Ersten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über die 
DGK vom 19. Dezember 1950 (BGBl. I S. 808) 
ist bereits auf die Möglichkeit hingewiesen 
worden, die DGK durch eine Rechtsverord- 
nung auf Grund des § 23 des Körperschaft- 
steuergesetzes von der Körperschaftsteuer zu 
befreien. Die DGK ist inzwischen durch 
die Verordnung zur Änderung und Ergän- 
zung der Verordnung zur Durchführung des 
Körperschaftsteuergesetzes vom 10. Dezember 
1953 (BGBl. I S. 1553) für den Veranlagungs- 
zeitraum 1952 von der Körperschaftsteuer 
befreit worden. Da aber eine Befreiung von 
der Gewerbesteuer durch Rechtsverordnung 
mangels einer entsprechenden Ermächtigung 
nicht möglich ist, ist es zweckmäßig, die Steuer- 
befreiung für alle in Betracht kommenden 
Steuern durch Gesetz zu regeln. 

II. Im einzelnen 

1. Zu Art. I Nr. 1 

§ 3 des Gesetzes über die DGK wird zur Ver- 
einfachung und zur besseren Übersicht neu 
gefaßt. Die Neufassung der Nr. 1 gibt den 
Inhalt des Abs. 1 Nr. 1 des bisherigen Gesetzes 


wieder. Die Nrn. 3 und 5 entsprechen dem 
Abs. 2 Buchst, a und c des bisherigen Gesetzes. 
Die Nr. 7 enthält die Vorschrift des bisherigen 
Abs. 3. Sachliche Änderungen gegenüber dem 
bisherigen Rechtszustand ergeben sich nur aus 
der Nr. 2, in der die oben dargestellte Erwei- 
terung des Passivgeschäfts vorgesehen ist (bis- 
her Abs. 1 Nr. 2), und aus der Nr. 6 (bisher 
Abs. 2 Buchst, d), durch die der Kreis der 
Dienstleistungskunden der DGK auf diejeni- 
gen (nichtgenossenschafthchen) Kunden aus- 
gedehnt wird, von denen die DGK Einlagen 
oder Darlehen erhalten hat. 

Der Verkauf von Wechseln wird in Nr. 4 der 
Neufassung zur Klarstellung erwähnt. Sach- 
lich war die DGK schon bisher auf Grund der 
(inhaltlich unverändert gebliebenen) Vor- 
schriften des Abs. 2 Buchst, a bis c (jetzt 
Nrn. 3 bis 5) zum Verkauf von Wechseln 
berechtigt. 

2. Zu Art. I Nr. 2 

Die Streichung des § 5 Abs. 2 ist wegen des 
vorgesehenen neuen § 5 a erforderlich. An 
Stelle der bisherigen teilweisen Steuerbefreiung 
soll eine volle Steuerbefreiung treten. 

3. Zu Art. I Nr. 3 

Die Steuerbefreiung gilt wie bei der Land- 
wirtschaftlichen Rentenbank bis zum 31. De- 
zember 1958. Eine Steuerbefreiung von der 
Grundsteuer, der keine besondere Bedeutung 
zukommt, ist nicht vorgesehen. 

4. Zu Art. I Nr. 4 

Der neu eingefügte § 17 a stellt klar, daß 
bei der DGK im gleichen Umfang wie bei 
ihrer Vorgängerin Gelder angelegt oder Wert- 
papiere hinterlegt werden dürfen (vgl. die 
§§ 1082, 1392 Satz 2, 1808, 1814 Satz 1 und 
2116 Satz 1 BGB). 

5. Zu Art. II 

Art. II regelt den zeitlichen Geltungsbereich. 
Die Steuerbefreiung soll grundsätzlich vom 
1. Januar 1952 ab eintreten. Bei der Körper- 
schaftsteuer ist sie für den Veranlagungszeit- 
raum 1952 bereits durch § 1 Nr. 4 der Ver- 
ordnung zur Änderung und Ergänzung der 
Verordnung zur Durchführung des Körper- 
schaftsteuergesetzes vom 10. Dezember 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1553) gewährt worden. 
Bei der Vermögensteuer ist die Steuerbefrei- 
ung aus technischen Gründen nicht schon für 
das letzte Kalenderjahr des ersten Hauptver- 
anlagungszeitraums nach der Währungsreform 
(Kalenderjahr 1952), sondern erst von d^iri 
am 1. Januar 1953 beginnenden neuen Haapt- 
veranlagungszeitraum ab vorgesehen. 



6. Zu Art. III 

Art. III enthält Ermächtigungsvorschriften. 
Die Landwirtschaftliche Rentenbank ist auch 
über den 31. Dezember 1958 hinaus so lange 
steuerbefreit, bis Grundkapital und Haupt- 
rücklage zusammen den Betrag von 200 Mio 


Der Präsident des Bundesrates 


DM erreicht haben. Durch Absatz 1 wird des- 
halb die Bundesregierung ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung auch die Steuerbefreiung 
der DGK bis zu dem Zeitpunkt zu verlängern, 
an dem die Steuerbefreiung der Landwirt- 
schaftlichen Rentenbank erlischt. 


Anlage 2 


Bonn, den 9. April 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 9. März 1954 — 6 — 55110 — 
443/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines 

Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Deutsche Genossenschaftsk asse in der Fassung 
vom 3. Februar 1951 

keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist im übrigen der Ansicht, daß das Gesetz gemäß 
Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes 
seiner Zustimmung bedarf. 


Zinn 


6 



